
Satzung für das
Stadttheater und städtische

Orchester der Stadt 
Mönchengladbach
vom 28. Dezember 2010

Auf Grund des § 7 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in
der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 17. Dezember
2009 (GV. NRW. S. 950) - SGV. NRW.
2023 -, und der §§ 59 ff. der Abgabenord-
nung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I
S. 3866; 2003 I S. 61), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 30. Juli 2009 (BGBl. I
S. 2474), wird gemäß Dringlichkeitsent-
scheidung vom 28. Dezember 2010 fol-
gende Satzung erlassen:

§ 1
(1) Das Stadttheater und städtische Or-
chester Mönchengladbach ist eine Ein-
richtung der Stadt Mönchengladbach.
Hierzu gehört zurzeit
a) das Theater im Nordpark, Am Nord-

park 299, 41068 Mönchengladbach,
und 

b) das Stadttheater Mönchengladbach,
Stadthalle Rheydt, Odenkirchener Str.
78.

(2) Sie wird durch den Oberbürgermeis-
ter verwaltet und vertreten.

§ 2
(1) Das Stadttheater und städtische Or-
chester verfolgt ausschließlich und unmit-
telbar gemeinnützige Zwecke im Sinne
des Abschnitts „Steuerbegünstigte
Zwecke“ der Abgabenordnung.
(2) Zweck der Einrichtung ist die Förde-
rung der Kunst und Kultur.
(3) Der Satzungszweck wird insbesonde-
re verwirklicht durch den Betrieb und die
Veranstaltung eines Theaters und eines
Orchesters mittels einer Beteiligung an
der „Theater Krefeld und Mönchenglad-
bach gGmbH“ in Höhe von 50 %, die fol-

gende Aufgaben übernimmt: Theatervor-
stellungen aller Spielgattungen und Kon-
zerte von eigenen, fremden und solchen
Produktionen, an denen die Stadt beteiligt
ist, vorzubereiten, zu proben und aufzu-
führen. Hierzu werden auch das städti-
sche Theatergebäude und sonstige Spiel-
und Aufführungsstätten mit ihren Ne-
beneinrichtungen (z.B. Proberäumen,
Werkstätten, Garderoben) unterhalten und
der vorgenannten gGmbH überlassen.
(4) Ferner ist es Zweck der Einrichtung
und wird dieser Satzungszweck erfüllt
durch die Beschaffung und Weitergabe
von beschafften finanziellen Mitteln an die
Theater Krefeld und Mönchengladbach
gGmbH zur Verwirklichung ihrer steuerbe-
günstigten Zwecke und die Beschaffung
und Überlassung von Grundstücken und
Gebäuden einschließlich Inventargegen-
ständen an die Theater Krefeld und Mön-
chengladbach gGmbH.

§ 3
Die Einrichtung ist selbstlos tätig; sie ver-
folgt nicht in erster Linie eigenwirtschaft-
liche Zwecke.

§ 4
Die Mittel der Einrichtung dürfen nur für
die satzungsmäßigen Zwecke verwendet
werden. Es darf keine Person durch Aus-
gaben, die dem Zwecke der Einrichtung
fremd sind, oder durch unverhältnismäßig
hohe Vergütungen begünstigt werden. Die
Stadt Mönchengladbach erhält keine Ge-
winnanteile und in ihrer Eigenschaft als Ei-
gentümerin keine sonstigen Zuwendun-
gen aus Mitteln der Einrichtung.

§ 5
Die Stadt Mönchengladbach erhält bei
Auflösung oder Aufhebung der Körper-
schaft oder bei Wegfall steuerbegünstig-
ter Zwecke nicht mehr als ihre eingezahl-
ten Kapitalanteile und den gemeinen Wert
ihrer geleisteten Sacheinlagen zurück.
Verbleibendes Vermögen ist ausschließ-
lich für steuerbegünstigte Zwecke im Sin-
ne der Abgabenordnung zu verwenden.

§ 6
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2011 in
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung für das
städtische Theater Mönchengladbach
vom 18. März 1985 (Abl. MG S. 124) außer
Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. Auf die Rechts-
folgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-West-
falen wird hingewiesen. Diese Vorschrift
hat folgenden Wortlaut:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungsplä-
ne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Ver-
kündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht-
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.“

Mönchengladbach,
den 28. Dezember 2010 

Norbert Bude
Oberbürgermeister
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